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Wirtschaftliche Entwicklung und Energieversorgung: 
Deutschland auf dem Weg zur Treibhausgasneutralität  
Knut Kübler

Treibhausgasneutralität 2045 bedeutet, dass ab 2045 praktisch keine fossilen Energieträger mehr verbrannt werden dürfen. 
Mit dem Verzicht auf Kernenergie verbleiben einzig die erneuerbaren Energien zur Sicherung der Versorgung in Deutschland. 
Diese Eingrenzung macht die Erneuerbaren zu einem möglicherweise limitierenden Faktor. Grenzen ergeben sich nicht nur für 
die Produktion von Gütern und Dienstleistungen, sondern weit darüber hinaus, etwa im Bereich der Mobilität. Selbst wenn es 
gelingt, die anspruchsvollen Vorgaben der Bundesregierung zur Verbesserung der Energieproduktivität erfolgreich umzusetzen, 
müsste das Angebot an erneuerbaren Energien bis 2045 verdreifacht werden, um die Versorgung Deutschlands mit Gütern und 
Dienstleistungen auf dem heutigen Niveau abzusichern.       

Die Bundesregierung plant in ihrem Jahres-
wirtschaftsbericht 2023, den Wohlstand durch 
eine „kluge Angebotspolitik“ zu erneuern [1]. 
Diese Akzentuierung unterstreicht die Sorge 
der Bundesregierung um die wirtschaftliche 
Zukunft Deutschlands. Wie kann eine wach-
sende Nachfrage nach Gütern und Dienstleis-
tungen mit einem begrenzten Angebot, vor 
allem von Arbeit und Energie, in Einklang 
gebracht werden? Die Bedeutung dieser Frage 
für Deutschland versteht man sofort, wenn 
man sich die Herausforderungen unserer Zeit 
vor Augen führt. Exemplarisch seien genannt: 
Mehr und modernere Wohnungen, Verbesse-
rungen der Verkehrsinfrastruktur, Transfor-
mation der Industrie, Investitionen in Schulen 
und im Bildungsbereich, Anpassungen im 
Gesundheitssystem, Nachholbedarf bei der 
Digitalisierung, demographischer Wandel, 
Umgang mit absehbar steigenden Flüchtlings-
zahlen und schließlich eine Stärkung der 
Bundeswehr. Eine Bewältigung dieser vielen 
Aufgaben ist ohne ein „deutliches Mehr“ an 
Gütern und Dienstleistungen, d.h. eine Steige-
rung des Bruttoinlandsprodukts, kaum denk-
bar. Und so scheint es, als ob die Bundesregie-
rung mit der Idee einer „klugen Angebots- 
politik“ den Weg zurück in die Welt der „tra-
ditionellen Wachstumspolitik“ gefunden hat. 

In diesem Kontext beschäftigt sich der Jahres-
wirtschaftsbericht 2023 in einem Schwer-
punkt mit der Frage eines ausreichenden 
Energieangebots. Verständlicherweise geht 
es in dem Bericht in erster Linie um die Siche-
rung der Energieversorgung nach der Ein-
stellung der Erdgaslieferungen aus Russland. 
Darauf soll hier nicht näher eingegangen wer-
den. Allerdings regen die in diesem Zusam-

menhang auftauchenden Fragen an, sich noch 
einmal ganz grundsätzlich mit den längerfris-
tigen Zusammenhängen zwischen wirtschaft-
licher Entwicklung und Energieversorgung 
zu beschäftigen. Hierzu versucht der folgende 
Text einen Beitrag zu leisten.

Grundlage der Analyse 

Fragen der Abhängigkeit des wirtschaftlichen 
Wachstums von der Verfügbarkeit von Energie 
stehen spätestens seit der ersten Ölpreiskrise 
im Jahr 1973 im Mittelpunkt der empirischen 
Wirtschaftsforschung [2]. Es gibt heute eine 
Vielzahl von Modellen, mit deren Hilfe man 
die komplexen Zusammenhänge zwischen wirt-
schaftlicher Entwicklung und Energieversor-
gung analysieren kann. In unserem Kontext 

sind vor allem die Studien von Interesse, die sich 
mit den Voraussetzungen, Möglichkeiten und 
Konsequenzen für ein klimaneutrales Deutsch-
land befassen (siehe dazu etwa [3], [4] und [5]). 

In aller Vereinfachung kann man den in die-
sen Studien gewählten konzeptionellen Ansatz 
wie folgt charakterisieren: Ausgangspunkt der 
Analyse ist eine vorgegebene wirtschaftliche 
Zukunft (vereinfacht dargestellt durch das 
Wachstum des Bruttoinlandsproduktes). Auf 
dieser Basis und den sich daraus ergebenden 
wirtschaftlichen Strukturen werden der künf-
tige Energieverbrauch und die damit verbun-
denen Emissionen ermittelt. Das alles vollzieht 
sich auf einem relativ hohen Detaillierungsni-
veau und ist insofern nicht einfach nachzuvoll-
ziehen.

Die Frage eines genügenden Energieangebots stellt sich auch in Zukunft: Eine unzureichende Verfüg-
barkeit von erneuerbaren Energien kann zu einem limitierenden Faktor für die Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen werden  � Bild: Adobe Stock 
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In dieser Analyse gehen wir den umgekehr-
ten Weg. Vorgegeben wird ein bestimmtes 
Energieangebot und es wird analysiert, wie-
viel Güter und Dienstleistungen damit er-
zeugt werden können (wiederum vereinfacht 
gemessen durch das Bruttoinlandsprodukt). 
Dabei nutzen wir einen sehr einfachen An-
satz. Das hat den Vorteil, dass Berechnungen 
und Schlussfolgerungen auch ohne große 
energiewirtschaftliche Vorkenntnisse nach-
vollziehbar und damit zur „Begleitung der 
politischen Diskussion“ nützlich sind. 

Grundlage unserer Überlegungen ist die fol-
gende Definitionsgleichung: 

BIP = BIP/EEV * EEV/PEV * PEV

BIP: Bruttoinlandsprodukt in Mrd. €  
(zu Preisen von 2015) 
EEV: Endenergieverbrauch in PJ 
PEV: Primärenergieverbrauch in PJ 
BIP/EEV: Endenergieproduktivität in Mrd. € 
(zu Preisen von 2015/PJ) 
EEV/PEV: Umwandlungsfaktor 

Einige Hinweise zur Erläuterung, die der 
fachkundige Leser gerne überschlagen 
kann: 

	■ In der Energiebilanz unterscheidet man 
Primärenergieträger und Sekundärener-
gieträger. Primärenergieträger sind alle 
Energieträger, die man direkt der Natur 
entnehmen kann, beispielsweise Kohle, 
Mineralöl, Erdgas, Biomasse, Solarstrah-
lung und Windenergie. Demgegenüber 
stehen die Sekundärenergieträger.  
Sekundärenergie entsteht aus der Um-
wandlung von Primärenergie in neue 
Energieformen. So werden etwa aus 
Kohle die Energieträger Koks und Bri-
ketts; aus Rohöl Benzin, Diesel oder 
Heizöl; aus Sonne und Wind elektri-
scher Strom. Addiert man den Einsatz 
der Primärenergieträger ergibt sich der 
Primärenergieverbrauch. Der Primär-
energieverbrauch ist ein wichtiger In-
dikator für den Ressourcenverbrauch 
sowie die Emissionen klimarelevanter 
Spurengase. Addiert man den Verbrauch 
der Sekundärenergieträger erhält man 
den Endenergieverbrauch. 

	■ Der Umwandlungsfaktor gibt Auskunft 
über die Effizienz der Umwandlung von 
Primärenergie in Endenergie. Der Ver-
brauch von Primärenergie ist naturge-
mäß größer als der Endenergieverbrauch, 
da bei der Umwandlung zwangsläufig 
Verluste entstehen. Konsequenterweise 
ist der Umwandlungsfaktor kleiner als 
Eins. Der genaue Wert ergibt sich aus der 
Struktur der zum Einsatz kommenden 
Energieträger und den in der Energie-
statistik gültigen Konventionen zu den 
Wirkungsgraden bei der Energieumwand-
lung [6]. So unterstellt man bei der Strom-
erzeugung aus Kohle einen Wirkungs-
grad von 45 %, bei der Stromerzeugung 
aus Biomasse einen Wirkungsgrad von 
30 %, bei der Stromerzeugung aus Gas 
einen Wirkungsgrad von 60 % und bei 
Wind und Sonne einen Wirkungsgrad 
von 100 % (rechnerisch). Das Verständnis 
dieses Sachverhaltes ist wichtig, weil 
damit nachvollziehbar wird, dass die 
politisch angestrebte Veränderung der 
Primärenergiestruktur hin zu mehr 
Wind- und Sonnenenergie – nach den 
Konventionen der Energiestatistik – 
automatisch zu einer Reduktion der 
Umwandlungsverluste und einem grö-
ßeren Umwandlungsfaktor führen [7]. 

	■ Die Endenergieproduktivität ist ein Maß 
für die gesamtwirtschaftliche Effizienz 
der Energieverwendung. Die Endenergie-
produktivität gibt an, wieviel Einheiten 
BIP pro eingesetzter Einheit Endenergie 
erzeugt werden können. Je mehr BIP man 
mit einer Einheit Endenergie erzeugen 
kann, um so effizienter arbeitet das System.

 
Politische Vorgaben  

Hauptaufgabe des Jahreswirtschaftsberichts 
ist es, gesamtwirtschaftliche Orientierungs-
daten vorzulegen. Dazu gehört eine Jahres-
projektion für die Entwicklung des BIP für 
das laufende Jahr (die Bundesregierung er-
wartet für 2023 ein Plus von 0,2 %) sowie 
eine Übersicht über die geplanten wirt-
schafts- und finanzpolitischen Maßnahmen. 
Der Bericht 2023 ist insofern bemerkens-
wert, weil er auch langfristige Perspektiven 
benennt. Für unsere Überlegungen sind vor 
allen zwei Punkte wichtig:

Vorgabe 1: Klimaneutralität 2045
Die Bundesregierung bekennt sich in dem 
Bericht zu dem Bundes-Klimaschutzgesetz 
[8]. Dort heißt es in der am 24. Juni 2021 
novellierten Fassung in § 3, Abs. 2: „Bis zum 
Jahr 2045 werden die Treibhausgasemissio-
nen so weit gemindert, dass Netto-Treibhaus-
gasneutralität erreicht wird“. Diese Vorgabe 
hat weitreichende Konsequenzen für das An-
gebot an Primärenergieträgern. Netto-Treib-
hausgasneutralität bedeutet, dass im Jahr 
2045 praktisch keine Tonne Kohle, kein Liter 
Mineralöl und kein Kubikmeter Gas mehr 
verbrannt werden dürfen. Auf die prinzipiel-
le Möglichkeit, von dieser Regel abzuweichen 
und die Emission von Treibhausgasen durch 
natürliche Senken zu kompensieren (z. B. Auf-
forstung) oder auch die Nutzung von Techno-
logien zur Abtrennung von CO2-Emissionen 
und Speicherung unter der Erde, soll hier der 
Einfachheit halber nicht weiter eingegangen 
werden. Und da die Politik beschlossen hat, 
auf die Kernenergie zu verzichten, verbleibt 
für 2045 als einzige Option der Einsatz von 
erneuerbaren Energien. Zu den Erneuerbaren 
zählen: Windenergie, Solarenergie, Wasser-
kraft, Biomasse und Geothermie.

Mit dieser Vorgabe ist es gut möglich, eine be-
lastbare Angabe zu dem Umwandlungsfaktor 
2045 zu machen. Gut belastbar insofern, da 
der Faktor nur von der relativ gut vorhersehba-
ren Struktur der in 2045 eingesetzten erneu-
erbaren Energieträger abhängt. Orientiert 
man sich an aktuellen Studien zur künftigen 
Energieversorgung, die neben Windenergie 
und Solarenergie einen beachtlichen Beitrag 
von Biomasse und „Abfällen“ (die in der Statis-
tik auch als erneuerbar eingestuft werden) 
unterstellen, kann man für 2045 einen Um-
wandlungsfaktor von 0,820 annehmen. Stellt 
man diesen Wert dem Umwandlungsfaktor für 
das Jahr 2022 gegenüber (0,713), errechnet 
sich bis 2045 eine Verbesserung bei der Ener-
gieumwandlung um rd. 15 %. Diese Verbesse-
rung wird üblicherweise als Primärenergie-
einsparung ausgewiesen.

Vorgabe 2: Endenergieproduktivität 
2045
Prognosen zur gesamtwirtschaftlichen Ener-
gieproduktivität sind ein schwieriges Geschäft. 
Hier spielen viele Faktoren eine Rolle, die über 
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eine Frist bis 2045 kaum verlässlich vorher-
zusehen sind. In unserer Analyse behelfen 
wir uns, indem wir die Ankündigungen der 
Bundesregierung für bare Münze nehmen. 
Was ist damit gemeint? Die Bundesregie-
rung hat in dem Jahreswirtschaftsbericht 
das Ziel bekräftigt, die Endenergieproduk-
tivität in den Jahren 2008 bis 2050 jährlich 
um 2,1 % zu erhöhen. Da die tatsächliche 
Entwicklung der Endenergieproduktivität 
von 2008 bis 2022 hinter dieser Vorgabe zu-
rückgeblieben ist (realisiert wurde nur eine 
Verbesserung um 1,64 % p.a.), muss man 
die Aussage in dem Jahreswirtschaftsbe-
richt so interpretieren, dass die aufgelaufe-
nen Defizite von 2008 bis 2022 in den kom-
menden Jahren aufgeholt werden sollen. 

Das bedeutet rechnerisch, dass die Endener-
gieproduktivität von 2022 bis 2045 um 2,38 % 
p.a. (oder absolut um rd. 72 %) gesteigert 
werden müsste. Ergebnis: Für das Jahr 2045 
errechnet sich ein Wert für die Endenergie-
produktivität in Höhe von 0,6673 Mrd. € 
(2015) pro Einheit Endenergie in PJ. Wer an 
dieser Stelle nach einer Bewertung der 
Ambitionen der Bundesregierung auf dem 
Gebiet der Energieeffizienz- und Energie-
einsparpolitik sucht, kann die geplante 
Entwicklung der Endenergieproduktivität 
von 2022 bis 2045 dem etwa gleich langen 
Referenzzeitraum von 2000 bis 2022 gegen-
überstellen (Abb. 1). Hier kann man sofort 
erkennen, dass es „gewaltiger“ Anstren-
gungen bedarf, um die von der Bundesregie-
rung angestrebte Verbesserung der Energie-
produktivität zu erreichen. Vieles wird von 
dem Strukturwandel in der energieintensi-
ven Grundstoffindustrie abhängen. Wandern 
Unternehmen aus diesem Bereich ins Aus-
land ab, erleichtert das den Weg zu einer 
höheren gesamtwirtschaftlichen Energie-
produktivität. Bleiben größere Produktions-
volumina im Land, ist das zwar strukturpo-
litisch und arbeitsmarktpolitisch von Vorteil, 
macht die Situation aber auf dem Feld von 
Energieeffizienz und Energieeinsparung 
noch schwieriger. Kurzum: Es ist keineswegs 
sicher, ob die Bundesregierung ihr Produk-
tivitätsziel in der Praxis erreichen wird. 
Insofern stehen alle Ergebnisse der folgen-
den Berechnung unter einem gewissen Vor-
behalt. 

Szenario-Rechnung 

Wer sich an der Diskussion zur Energie- und 
Klimapolitik beteiligen und dabei quantitativ 
arbeiten will, hat es normalerweise mit einem 
ganzen „System von Gleichungen“ und „vielen 
Unbekannten“ zu tun. Bei unserer Analyse ist 

das anders. Wir arbeiten mit „einer Glei-
chung“. Und wir haben es auch nur noch mit 
„einer Unbekannten“ zu tun. Konkret geht 
es um das im Jahr 2045 zur Verfügung ste-
hende Angebot an erneuerbaren Energien. 
Sobald dazu eine Schätzung vorliegt, kann 
man auf der Basis des für 2045 unterstellten 

Endenergieproduktivität in Mrd. €2015/PJ 
�

Abb. 1

Primärenergieverbrauch erneuerbare Energien in PJ 
�

Abb. 2
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Umwandlungsfaktors (0,820) und der für 
2045 vorgegebenen Endenergieproduktivität 
(0,6673 Mrd. €2015/PJ) die in 2045 maximal 
mögliche Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen bzw. das maximal mögliche Brutto-
inlandsprodukt 2045 ermitteln. 

Was wissen wir über das Angebot von erneu-
erbaren Energien in 2045? Grundlage für eine 
erste Einschätzung bildet ein Blick auf die his-
torische Entwicklung (Abb. 2). Für das Jahr 
1990 weist die Energiebilanz für die erneuer-
baren Energien einen Beitrag von 197 PJ aus 
(oder 1,3 % des Primärenergieverbrauchs). In 
2022 betrug der Beitrag der erneuerbaren 
Energien 2.034 PJ (oder 17,2 % des Primär-
energieverbrauchs). 

Die Bundesregierung wird nicht müde zu ver-
sprechen, den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien deutlich zu beschleunigen. Bemerkens-
werterweise gibt es aber keine Vorgabe, 
welchen Beitrag die erneuerbaren Energien 
zum Primärenergieverbrauch im Jahr 2045 
leisten sollen. Für unsere Berechnungen 
müssen wir uns mit Schätzungen behelfen. 
Um die Dinge übersichtlich zu halten, verzich-
ten wir hier auf die in solchen Fällen übliche 
Szenarien-Vielfalt. Mit dem Ziel einer ersten 
Orientierung nehmen wir an, dass sich der 
Ausbau der erneuerbaren Energien mit einem 
Zuwachs von 5 % p.a. deutlich schneller als 
in den letzten Jahren vollzieht. Unter dieser 
Vorgabe steht Deutschland im Jahr 2045 ein 
Energieangebot von 6.247 PJ zur Verfügung 
(2022/2045: plus 207 %). 

Der guten Ordnung halber sei an dieser Stelle 
darauf hinwiesen, dass es bei unseren Be-
rechnungen nicht zwingend ist, dass der Aus-
bau der erneuerbaren Energien in Deutsch-
land erfolgt. Der hier unterstellte Zuwachs 
kann auch durch Importe realisiert werden, 
die entweder über das elektrische Verbund-
netz erfolgen oder in Form gasförmiger oder 
flüssiger Energieträger, die in geeigneten 
Regionen aus erneuerbaren Quellen gewon-
nen werden. Die Frage, welche Rolle Importe 
von erneuerbaren Energien im Jahr 2045 
spielen werden, ist nicht einfach zu beant-
worten. Das liegt auch an der Ausgangspositi-
on. Nicht alle werden wissen, dass der Import 
von erneuerbaren Energien heute praktisch 

keine Rolle spielt. Im Gegenteil, Deutschland 
ist bei den Erneuerbaren Exporteur (Import-
quote 2021: minus 0,2 %). Insgesamt ist das 
Thema „Energieimporte 2045 “ so komplex, 
dass es aus Raumgründen nicht möglich ist, 
darauf weiter einzugehen. Schließlich ist an 
dieser Stelle der Hinweis wichtig, dass wir 
implizit unterstellen, dass der Zuwachs bei 
den erneuerbaren Energien begleitet wird 
durch einen Ausbau der entsprechenden In-
frastruktur, insbesondere Netze und Spei-
cher.

Nach diesen Ergänzungen können Leser mit 
Hilfe der oben genannten Definitionsglei-
chung nun sofort zu dem zentralen Ergebnis 
unserer Überlegungen kommen: Im Jahr 2045 
steht gerade genug Energie zur Verfügung, 
um geringfügig mehr Güter und Dienstleis-
tungen herzustellen als im Jahr 2022 (+ 4 %) 
(Abb. 3). Man kann das Ergebnis aber auch 
anders formulieren. Bleibt der Ausbau der er-
neuerbaren Energien hinter dem hier unter-
stellten Zuwachs von 2022 bis 2045 um 5 % 
p.a. zurück, ist die unerbittliche Konsequenz, 
dass die Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen unter das heutige Niveau zurück-
fällt (soweit man an dem Ziel Treibhausgas-
neutralität festhalten will). Das ist keine 
Schwarzseherei, das ist Mathematik.

Gesamtbild 

Es lohnt sich, alle Ergebnisse noch einmal 
in einem Tableau zusammenzufassen (Tab.). 
Nach dem Blick auf dieses Gesamtbild kann 
man besser verstehen, welche Veränderungen 
und Anpassungen notwendig sind, um das 
Ziel „Klimaneutralität 2045“ zu erreichen. 
Hilfreich ist an dieser Stelle insbesondere 
ein Hinweis auf den sich aus den Rechnun-
gen implizit für 2045 ergebenden Endener-
gieverbrauch. Er liegt bei 5.123 PJ und ist 
damit um fast 40 % niedriger als der ent-
sprechende Wert für das Jahr 2022. 

Besonders aufschlussreich ist die Einord-
nung des für 2045 errechneten Endener-
gieverbrauchs in eine historische Betrach-
tung: Der Energieverbrauch 2045 ent- 
spricht einem Verbrauchswert, wie man 
ihn in den alten Bundesländern Anfang 
der 1960er Jahre beobachtet hat (Abb. 4). 
Bei dieser Gegenüberstellung kann man 
leicht ins Grübeln kommen, insbesondere 
wenn man sich klarmacht, dass 1960 in 
den alten Bundesländern 56 Mio. Einwoh-
ner lebten und die aktuellen Schätzungen 
für 2045 von einer Bevölkerungszahl für 
Gesamtdeutschland von rd. 80 Mio. Ein-
wohnern ausgehen.

Bruttoinlandsprodukt in Mrd. € in Preisen von 2015 
�

Abb. 3
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An dieser Stelle wird sich vielleicht der eine 
oder andere fragen, ob eine so drastische 
Energieeinsparung innerhalb von 22 Jahren 
realistisch ist. Auch der vollkommene Ver-
zicht auf die fossilen Energieträger erscheint 
manchen zweifelhaft. Man weiß, dass es 
Industriezweige gibt, die nicht ohne fossile 
Energieträger arbeiten können. Im Übrigen 
kann man aus aktuellem Anlass auch fragen, 
wie im Jahr 2045 der Energiebedarf des Mili-
tärs gedeckt werden soll. Es gibt Bemühun-
gen, die Bundeswehrverwaltung treibhaus-
gasneutral umzubauen [9]. Das ist möglich 
und unkompliziert. Unklarer ist dagegen, wie 
die Vorgabe „Treibhausgasneutralität“ im 

militärischen Bereich erreicht werden soll. So 
wie die Dinge liegen, bleibt hier für weite 
Bereiche nur die Option, auf sog. „E-Fuels“ 
zurückzugreifen. Das sind synthetische 
Kohlenwasserstoffe, die aus Wasserstoff und 
CO2 hergestellt werden. Hier ist daran zu 
erinnern, dass man zur Produktion von treib-
hausneutralen „E-Fuels“ große Mengen an 
erneuerbaren Energien braucht. Und so kann 
man fragen: Wenn diese Mengen aus sicher-
heitspolitischen Überlegungen aus heimi-
schen Quellen bereitgestellt werden sollen, 
wäre es da nicht an der Zeit, diesen spezifi-
schen Bedarf auch in den energiepolitischen 
Strategien zu berücksichtigen? 

Politische Abwägung

Eine unzureichende Verfügbarkeit von er-
neuerbaren Energien kann zu einem limitie-
renden Faktor für die Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen werden. Diese Einsicht 
führt unmittelbar zu der Frage: Was ist, wenn 
die Bereitstellung von erneuerbaren Energien 
bis zum Jahr 2045 nicht in dem angestreb-
ten Maß gelingt? Was ist, wenn das Brutto-
inlandsprodukt in der Konsequenz eines 
begrenzten Energieangebots nicht mehr 
wachsen kann oder sogar – manche werden 
sagen: horribile dictu – nicht einmal mehr 
das heutige Niveau erreicht? Hält die Politik 
dann an der Vorgabe der „Klimaneutralität“ 
fest? Oder gibt die Politik das Ziel „Klima-
neutralität“ auf und ergänzt das unzurei-
chende Angebot bei den erneuerbaren Ener-
gien durch einen Rückgriff auf Kohle, Öl 
oder Erdgas?

Ohne Zweifel ist das aus heutiger Sicht 
eine hypothetische Entscheidungssituation. 
Allerdings gibt es aktuelle Erfahrungen 
auf diesem Gebiet. So rechtfertigte Wirt-
schafts- und Klimaschutzminister Robert 
Habeck den Rückgriff auf die Kohle zur  
Sicherung der Stromversorgung nach dem 
russischen Einmarsch in die Ukraine in 
einem Interview am 2. März 2022 mit der 
Aussage: „Im Zweifel ist Versorgungssicher-
heit wichtiger als Klimaschutz“. Und die 
Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie in NRW, Mona Neubaur, 
sagte in einem Gespräch mit der ZEIT am  
2. Februar 2023 im Zusammenhang mit der 
Diskussion um den Tagebau in Lützerath 
und den dabei getroffenen Entscheidungen 
zugunsten der Braunkohle: „Natürlich geht 
es mir persönlich auch nicht schnell genug 
mit den Maßnahmen hin zur Klimaneutra-
lität. Aber ich muss auch mein Möglichstes 
dafür tun, sichere Lebensverhältnisse für 
die Menschen in NRW zu erreichen“. 
Schließlich bewertete Robert Habeck die 
Verbrennung fossiler Energieträger in Ver-
bindung mit einer Abtrennung von CO2 
und Speicherung in unterirdischen Lager-
stätten bei einem Treffen mit Politikern in 
Oslo am 5. Januar 2023 mit den Worten: 
„Wenn Sie mich fragen: lieber CO2 in die 
Erde als in die Atmosphäre“. 

2022 2045 2022/2045

Erneuerbare in PJ 2.034 6.247 + 207 %

PEV in PJ 11.829 6.247 - 47 %

Umwandlungsfaktor	 0,7129 0,820 + 15 %

Endenergieproduktivität Mrd. € (2015) / PJ 0,3883 0,6673 + 72 %

BIP in Mrd. € (2015) 3.275 3.419 + 4 %

Endenergieverbrauch in PJ	 8.433 5.123 -39 %

Kennziffern der Energieversorgung
�

Tab. 

Endenergieverbrauch in PJ
�

Abb. 4
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Es gibt offensichtlich Entwicklungen, die 
die Politik immer wieder zwingen, sich für 
pragmatische Lösungen zu entscheiden, 
auch wenn dadurch Grundsatzpositionen 
aufgegeben werden müssen. Damit rücken 
Überlegungen zur Risikoabsicherung in den 
Mittelpunkt. Sobald man beginnt, darüber 
nachzudenken, wird immer klarer, welche 
zentrale Rolle die Themen „Energieeffizienz 
und Energieeinsparung“ spielen. Erst wenn 
der Energiebedarf klein genug ist, dass man 
ohne Probleme mit den nur begrenzt ver-
fügbaren erneuerbaren Energien zurecht-
kommt, erübrigt sich ein Zugriff auf Kohle, 
Öl und Gas. So wächst die Erkenntnis: „Eher 
geht ein Kamel durch ein Nadelöhr, als dass 
eine ineffiziente und verschwenderische 
Volkswirtschaft in das Reich der Treibhaus-
gasneutralität gelangt“. 

Ausblick

Diese Erkenntnis zu vermitteln, ist keine 
leichte Aufgabe. Bei der anstehenden Ent-
wicklung von Kommunikationsstrategien 
wird es vor allem darauf ankommen, eine 
glaubwürdige Balance zwischen zwei Her-
ausforderungen zu finden. Einerseits geht 
es um eine möglichst wahrheitsgemäße 
Darstellung der absehbaren wirtschaftlichen, 
finanziellen und sozialen Konsequenzen der 
Energiewende, andererseits um eine Argu-
mentation, die den Umbau der Energiever-
sorgung als die von so vielen beschworene 
Chance für eine nachhaltige Zukunft her-
ausstellt. 

Bei der Lösung dieser Aufgabe kann man es 
als Vorteil bewerten, dass über Energieeffi-
zienz und Energieeinsparung schon seit 
Jahrzehnten diskutiert wird (siehe etwa [10], 
[11] und [12]). Energieeffizienz und Energie-
einsparung stehen auch im Mittelpunkt aktu-
eller Überlegungen [13]. Der bescheidene Bei-
trag dieses Textes zu der laufenden Debatte 
könnte in der Anregung bestehen, zusätzlich 
zu alldem, was wir schon wissen, über einen 
neuen Ansatz der Entscheidungsfindung 
nachzudenken. So könnte die Politik durch 
Prioritäten auf ihren verschiedenen Aktions-
feldern, insbesondere im Ordnungsrecht, 
im Steuerrecht und bei ihren Fördermaß-
nahmen, versuchen darauf hinzuwirken, 

dass sich in Deutschland ab sofort keine 
Strukturen herausbilden oder verfestigen, 
die man in erkennbarer Weise später nicht 
in dem notwendigen Umfang mit erneuer-
baren Energien bedienen kann. 

Wäre das nicht ein sinnvoller Bestandteil 
der von der Bundesregierung in dem Jahres-
wirtschaftsbericht 2023 angekündigten 
„klugen Angebotspolitik“? Sicher wird ein 
solcher Ansatz auf Widerstände treffen und 
daher auch politisch nur schwer umzusetzen 
sein. Andererseits wäre eine solche Kultur 
des „vorauseilenden Verzichts“ konsequent 
und könnte einiges dazu beitragen, Fehl-
entwicklungen zu begrenzen, Investitions-
ruinen zu vermeiden, Kosten einzusparen 
und die Glaubwürdigkeit der Politik auf 
dem Gebiet des Klimaschutzes zu sichern.
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Entwicklung und Struktur der Stromerzeugung  
in Deutschland  
Die Anteile der verschiedenen Energieträger an der Stromerzeugung in Deutschland haben sich in jüngster Zeit deutlich 
bewegt. In 2022 war der Stromerzeugungsmix von der sich insgesamt abschwächenden Konjunktur und einer milderen 
Witterung beeinflusst, vor allem aber durch die Folgen des Ukrainekrieges, die sich in drastisch steigenden Energie-
preisen zeigten. 

Mit der stetigen Außerbetriebnahme von 
konventionellen Kraftwerken ist in den letz-
ten Jahren auch die Erzeugung von Strom in 
Deutschland gesunken. Während in 2017 
noch etwa 100 GW sicher verfügbare Kraft-
werksleistung installiert waren, waren es 
zu Beginn des Jahres 2023 nur noch knapp 
81 GW [1]. 

2020 war der Rückgang der Stromerzeu-
gung besonders stark. Grund dafür war vor 
allem die schwache Wirtschaftslage durch 
die Corona-Pandemie und damit der gerin-
gere Strombedarf der Industrie. Nach einem 
Anstieg in 2021, vor allem aufgrund kon-
junktureller Aufholprozesse, sank die Strom-
erzeugung im Jahr 2022 erneut um 1,7 % 
(ggü. dem Vorjahr) [2, 3, 4].

Anteil der gesicherten Kraft-
werksleistung nimmt weiter ab 

Durch die Stilllegung der deutschen Kern-
kraftwerke sowie mit der Umsetzung des 
Kohleausstiegsgesetzes nimmt der Anteil 
der gesicherten Kraftwerksleistung weiter 
ab. Bis spätestens im Jahr 2038 soll das  
letzte Kohlekraftwerk in Deutschland still-
gelegt werden. Der Einsatz von Steinkohle 
zur Stromerzeugung ist in den vergangenen 
zehn Jahren, aufgrund zunehmender Strom-
erzeugung auf Basis von Erdgas als auch 
Windenergie sowie gestiegener Kosten für 
CO2-Emissionszertifikate, bereits deutlich 
zurückgegangen [5].

Auch die Stromerzeugung aus Braunkohle 
verringerte sich seit einem vorübergehen-
den Höhepunkt im Jahr 2013 tendenziell. 
Ihren Tiefstand hatte die Kohlestromerzeu-
gung im Jahr 2020, aufgrund des geringe-
ren Strombedarfs infolge der Corona-Krise 
und der großen Menge an eingespeistem 
Windstrom. 2021 stieg sie wieder etwas an, 

lag aber weiterhin unter den Strommengen 
früherer Jahre. Durch die planmäßige Ab-
schaltung von drei Kernkraftwerken zum 
31.12.2021 fielen im Jahr 2022 knapp 35 TWh 
Stromerzeugung weg.

Während die Kapazitäten der Kohle- und 
Kernenergiekraftwerke abgebaut wurden, 
gingen zunächst neue Gaskraftwerke ans 
Netz. Der Einsatz von Erdgas zur Stromer-
zeugung lag 2021 um 150 % höher als im 
Jahr 1990. Seit dem Höhepunkt der Erdgas-
stromerzeugung mit 95 TWh im Jahr 2020 
ging sie seit dem 2. Halbjahr 2021 wegen 
gestiegener Gaspreise zurück und fiel im 
Jahr 2022, insbesondere in Folge des russi-
schen Angriffskrieges gegen die Ukraine, 
wieder auf 80 TWh. Dies führte zu weiteren 
Verschiebungen in der Erzeugungsstruktur. 
Erdgaskraftwerke produzierten Jahr 2022 
knapp 12 % weniger Strom als 2021.

Die in 2022 entstandene Stromerzeugungs-
lücke konnte nur zu einem kleinen Teil 
durch die erneuerbaren Energien aufgefan-
gen werden. Eine vermehrte Stromerzeu-

gung aus Kohlekraftwerken trug dazu bei, 
die starken Rückgänge aus Erdgas und 
Kernenergie zu kompensieren. Der Anteil 
der Braunkohle- und Steinkohlekraftwerke 
an der Stromerzeugung in Deutschland stieg 
dadurch auf gut 31 %. Mit der Möglichkeit 
zur befristeten Rückkehr von Braunkohle-
kraftwerken [6] aus der Versorgungsreserve 
an den regulären Strommarkt hat die Bun-
desregierung eine Regelung (Versorgungs-
reserveabrufverordnung – VersResAbV) 
geschaffen, die das Stromangebot erhöht 
und damit Versorgungsengpässen vorbeugt 
sowie die Einsparung von Erdgas ermög-
licht [7]. Mit der Stromangebotsauswei-
tungsverordnung (StaaV) wurden die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen, dass 
Steinkohlekraftwerke der Netzreserve wie-
der übergangsweise Strom produzieren 
dürfen [8]. Aus Gründen der Versorgungssi-
cherheit hat die Bundesregierung ebenfalls 
das Atomgesetz geändert und die Laufzeit 
der verbliebenen drei Kernkraftwerksblöcke 
(Neckarwestheim 2, Isar 2 und Emsland) 
um dreieinhalb Monate (bis zum 15. April 
2023) verlängert. 

Stromerzeugungsbeiträge der einzelnen Energieträger – Entwicklung der letzten zehn Jahre  
� Quelle: BDEW, Stand 12/2022 (** vorläufig, teilweise geschätzt)
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Während Erdgas zur Stromerzeugung fast 
vollständig importiert werden muss, ist 
Deutschland bei der Stromerzeugung aus 
Kohle deutlich weniger importabhängig. 
Der Kohlestrom hierzulande stammt zu rund 
64 % aus Braunkohle und zu rund 36 % aus 
Steinkohle. Der Bedarf an Braunkohle wird 
dabei weitestgehend durch inländische För-
derung, der Bedarf an Steinkohle durch Im-
porte gedeckt [9].

Sehr dynamische Entwicklung 
der Stromerzeugung aus  
Erneuerbaren  

Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien hat sich vor dem Hintergrund des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG) in den letz-
ten Jahren sehr dynamisch entwickelt [10]. In 
den letzten zehn Jahren hat sich der Anteil der 
erneuerbaren Energien an der Bruttostromer-
zeugung mit 44,6 % fast verdoppelt. Die 
Stromeinspeisung aus Windkraft erreichte 
2022, nach einem windarmen Jahr 2021, fast 
wieder den bisherigen Höchstwert aus dem 
Jahr 2020. Die Stromeinspeisung aus Photo-
voltaik ist, bezogen auf die über das gesamte 
Jahr eingespeiste Strommenge, seit 2018 
leicht angestiegen. Im Juni 2022 erreichte 
sie ihren bisherigen Höchstwert [11].

Der wichtigste Energieträger im deutschen 
Strommix blieb 2022 die Windenergie (mit 
einer Stromerzeugung von insgesamt gut 
125 TWh), gefolgt von der Braunkohle (mit 
116 TWh).

Ausblick

Der Verknappung des Stromangebots in 
Deutschland steht steht eine erwartete Zu-
nahme des Bruttostromverbrauchs von rund 
549 TWh [12] in 2022 auf 750 TWh im Jahr 
2030 gegenüber [13]. Um das Versorgungs-
sicherheitsniveau dennoch aufrechtzuerhal-
ten, müssen die wegfallenden steuerbaren 
Stromkapazitäten kompensiert werden. Nach 
den bisherigen Plänen der Bundesregierung 
sollen dazu in erheblichem Maße Gaskraft-
werke (möglichst Wasserstoff-ready) zuge-
baut werden und verstärkt Stromimporte aus 
den Nachbarländern genutzt werden.
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